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Sitzungsvorlage 
für den Gemeinderat 

am 27.06.2022 
 

Sachbearbeiter: Hr. Hauf Amt: Hauptamt Az.: 621.41 SV: 50 

Datum Gremium  TOP 

07.12.2021 Technischer Ausschuss nichtöffentlich 1 

22.03.2022 Technischer Ausschuss nichtöffentlich 3 

Umlaufverfahren Gemeinderat öffentlich - 

27.06.2022 Gemeinderat öffentlich 4 

 
 

TOP 4: Bebauungsplan "Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. Änderung" 
 Örtliche Bauvorschriften zum Bebauungsplan 
 - Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen 
 - Satzungsbeschluss 
 
Anlage 1: Abwägungsvorschlag zu den während der Beteiligung abgegebenen Stellungnahmen vom 

27.06.2022 
Anlage 2: Deckblatt Zeichnerischer Teil zum Bebauungsplan „Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. Ände-

rung“ vom 27.06.2022 
Anlage 3: Textlicher Teil und örtliche Bauvorschriften mit Begründung zum Bebauungsplan „Gewer-

begebiet Beim Schopf, 2. Änderung“ vom 27.06.2022 
Anlage 4: Textlicher Teil und örtliche Bauvorschriften zum Bebauungsplan „Änderung und Erweite-

rung Beim Schopf“ vom 15.12.2008 
 

I. Sachverhalt: 
 
Der Gemeinderat hat Ende März 2022 aufgrund der abgesagten Gemeinderatssitzung v. 
28.03.2022 den Entwurf des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. Ände-
rung“ mit den örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan im Umlaufverfahren gebilligt 
und beschlossen, die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Beteiligung der Öffentlichkeit durchzuführen. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde in der Zeit vom 
11.04.2022 bis einschließlich 11.05.2022 durchgeführt. Die Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schrei-
ben vom 31.03.2022. 
 
Von der Möglichkeit, sich zu den Zielen und Zwecken der Planung zu äußern und diese 
zu erörtern, wurde Gebrauch gemacht. Die Stellungnahmen bzw. Äußerungen sind in 
der Anlage (Abwägungsvorschlag) beigefügt und mit einem Beschlussvorschlag der 
Verwaltung versehen. Wesentliche oder kritische Stellungnahmen sind dabei nicht ein-
gegangen. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, die abgegebenen Stellungnahmen zur Kenntnis zu nehmen 
und den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan auf der 
Grundlage der Beschlussempfehlung als Satzung zu beschließen. Mit Veröffentlichung 
des Satzungsbeschlusses werden der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. 
Änderung“ und die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan rechtskräftig. 
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II. Alternativen: 
 
Eine Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Beim Schopf“ wird nicht durchge-
führt. 
 
 

III. Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Planungskosten werden von der Fa. Elero als Antragsteller übernommen. 
 
 

IV. Beschlussantrag: 
 
1. Der Gemeinderat nimmt die während der Beteiligung der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange sowie die während der Beteiligung der Öffentlichkeit ab-
gegebenen Stellungnahmen zur Kenntnis und beschließt die Abwägung. 

 
2. Der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. Änderung“ in der Fassung vom 

27.06.2022 wird nach § 10 BauGB i.V. mit § 4 GemO als Satzung beschlossen. 
 
3. Die zusammen mit dem Bebauungsplan aufgestellten örtlichen Bauvorschriften in der 

Fassung vom 27.06.2022 werden nach § 74 Abs. 7 LBO i. V. m. § 10 BauGB und § 4 
GemO als Satzung beschlossen. 

 
4. Die Satzungsbeschlüsse werden öffentlich bekanntgemacht. 
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I. 
Behörden und sonstige 
Träger öffentlicher Be-
lange 

Stellungnahme 
Ergebnis der Prüfung, 
Abwägungsvorschlag 

 
1. 

 
Landratsamt 
Göppingen 
(Eingang 28.04.2022) 
 

 
I. Umweltschutzamt 
Naturschutz 
Angrenzend an einen bestehenden Gewerbebetrieb im Gewerbegebiet soll ein 
Hochregallager errichtet werden. Die Fläche wird aktuell vom Betrieb als Park-
platz genutzt und ist mit jungen Bäumen gestaltet. Die überbaubare Fläche wird 
hierbei nicht verändert, die maximal mögliche Gebäudehöhe jedoch um 3,5 m 
erhöht. 
Durch die Erhöhung der maximalen Gebäudehöhe tritt das Gewerbegebiet nach 
Osten hin noch stärker in Erscheinung als bislang. Es scheint daher sowohl eine 
entsprechend landschaftsverträgliche farbliche Gestaltung der baulichen Anla-
gen sowie eine intensive hochwachsende Eingrünung angebracht. 
 
Grundwasserschutz 
Keine Bedenken. 
 
Oberflächengewässer 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei einem extremen Niederschlagsereignis das 
Niederschlagswasser aus dem Einzugsgebiet des Bebauungsplanes nicht über 
die vorhandene Kanalisation abgeleitet werden kann, sondern über die Siemens-
straße abfließt und im Gewerbegebiet Schäden anrichten kann. Diesbezüglich 
wird auch auf die wasserrechtliche Erlaubnis vom 14.11.2016 (Az: 22.1Gö-
692.214) hingewiesen. 
 
Abwasser 
Es ist geplant, die bestehenden Parkplätze im Nordosten des Gebäudes zu über-
bauen. Dadurch ändert sich das bestehende Entwässerungssystem der Firma. 
Dieses beinhaltet die Einleitung des anfallenden Niederschlagswassers der Park-
flächen über Mulden in den Regenwasserkanal bzw. über einen Graben in den 
Haslenbach. Die hierfür ergangene wasserrechtliche Erlaubnis vom 10.10.2016 
(22.1 Wa – 692.214) ist zu überprüfen. Die sich aus der Erweiterung ergebende 
Abweichungen sind rechtzeitig mit dem Landratsamt Göppingen abzustimmen. 
Die Pläne und Beschreibungen sind nach Abschluss der Baumaßnahmen mit 
dem wirklichen Zustand in Einklang zu bringen. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Hinsichtlich der farblichen Ge-
staltung wird von Seiten der Objektplanung eine 
unauffällige Einbindung in das Landschaftsbild 
angestrebt. 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Durch die weitere Bebauung 
des Betriebsgeländes wird sich die Entwässe-
rung des Grundstückes ändern. Die notwendi-
gen Maßnahmen werden durch den Bauherren 
frühzeitig mit dem Landratsamt abgestimmt. 
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I. 
Behörden und sonstige 
Träger öffentlicher Be-
lange 

Stellungnahme Ergebnis der Prüfung, 
Abwägungsvorschlag 

Altlasten 
Im Plangebiet sind keine Eintragungen im Bodenschutz- und Altlastenkataster 
vorhanden. 
 
Abfall 
Es ist zu prüfen, ob durch Festsetzungen im Bebauungsplan ein Erdmassenaus-
gleich innerhalb des Baugebietes erreicht werden kann (§ 3 Abs. 3 LKreiWiG). 
Dabei sollen durch die Festlegung von Straßen- und Gebäudeniveaus die bei der 
Bebauung anfallenden zu erwartenden Aushubmassen vor Ort verwendet wer-
den. 
Ist bei der Erschließung mit über 500 m³ Aushub zu rechnen, der planextern zu 
verwerten / entsorgen ist, so ist ein Abfallverwertungskonzept vorzulegen 
(§ 3 Abs. 4 LKreiWiG). 
 
Bodenschutz 
Die Fläche des Bebauungsplans umfasst mehr als 1 Hektar. Daher ist ein Bo-
denschutzkonzept zu erstellen und mit der unteren Bodenschutzbehörde abzu-
stimmen. Hierdurch soll die bodenschonende Umsetzung sicherstellt und Hin-
weise für eine bodenschonende Ausführung der einzelnen Bauvorhaben gege-
ben werden (§ 2 Absatz 3 LBodSchAG). In diesem Zuge ist auch zu prüfen, ob 
der abzutragende Oberboden für eine landwirtschaftliche Verwertung zur Boden-
verbesserung geeignet ist. 
Gemäß § 2 Absatz 3 LBodSchAG ist für die Umsetzung des Bodenschutzkon-
zeptes eine bodenkundliche Baubegleitung zu benennen. Diese ist der unteren 
Bodenschutzbehörde rechtzeitig vor Baubeginn zu benennen. 
 
Immissionsschutz 
Keine Bedenken. 
 
II. Bauamt 
Zu dem Entwurf des Bebauungsplans bestehen keine Anmerkungen oder Be-
denken. 
 
 
 
 

 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. Es handelt sich bei dem vor-
liegenden Verfahren um die geringfügige Ände-
rung in einem Teilbereich eines bestehenden 
Bebauungsplanes zur Anhebung der zulässigen 
Gebäudehöhe. Der Umfang eines ggf. notwen-
digen Erdmassenausgleichs lässt sich daher 
nicht im Rahmen der Bauleitplanung bestimmen 
und ist auf Ebene des Bauantrages durch den 
Vorhabenträger näher zu bestimmen. 
 
Kenntnisnahme. Es handelt sich bei dem vor-
liegenden Verfahren um die geringfügige Ände-
rung in einem Teilbereich eines bestehenden 
Bebauungsplanes zur Anhebung der zulässigen 
Gebäudehöhe. Der Umfang der tatsächlichen 
Änderungen, im Plan rot markiert, umfasst weni-
ger als 1 Hektar. Aus Sicht der Gemeinde ist da-
her kein Bodenschutzkonzept notwendig. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Kenntnisnahme. 
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I. 
Behörden und sonstige 
Träger öffentlicher Be-
lange 

Stellungnahme Ergebnis der Prüfung, 
Abwägungsvorschlag 

 
2. 

 
Deutsche Bahn AG 
(Eingang 02.05.2022) 
 

 
Gegen die Änderung des o. g. Bebauungsplan bestehen von Seiten der Deut-
schen Bahn AG hinsichtlich der TöB-Belange keine Einwendungen, wenn fol-
gende Hinweise und Anregungen beachtet und berücksichtigt werden. 
 
Wir verweisen hierzu inhaltlich auf das Schreiben vom 14.04.2022 Az.: I.ET-S-
SW 3 RS der DB Energie GmbH zu o.g. Thema, das beigefügt ist. 
 
Bei Planungen und Baumaßnahmen im Umfeld der Bahnlinie/Bahnstromleitung 
ist die Deutsche Bahn AG frühzeitig zu beteiligen, da hier bei der Bauausführung 
ggf. Bedingungen zur sicheren Durchführung des Bau- sowie Bahnbetriebes zu 
beachten sind. 
Dies gilt sowohl für eine Beteiligung als Angrenzer sowie im Rahmen einer Fach-
anhörung gemäß Landesbauordnung Baden-Württemberg als auch für genehmi-
gungsfreie Bauvorhaben, bei denen die Beteiligung direkt durch den Bauherrn zu 
erfolgen hat. 
Da auch bahneigene Kabel und Leitungen außerhalb von Bahngelände verlegt 
sein können, ist rechtzeitig vor Beginn der Maßnahme eine Kabel- und Leitungs-
prüfung durchzuführen. 
 
Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergebnisse zu gegebener Zeit zuzusenden und 
uns an dem Verfahren weiterhin zu beteiligen. 
 

 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 

 
Stellungnahme der DB Energie GmbH: 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans, verläuft die o.g. planfestgestellte 110 
kV Bahnstromleitung. Die Leitung verfügt über einen Annäherungsbereich von 
60 m (je 30 m beiderseits der Trassenachse). 
 
Die folgende Stellungnahme gilt ausschließlich für die o.g. 110 kV, 16,7 Hz 
Bahnstromleitung der DB Energie in dem definierten Mastbereich. Für eine ab-
schließende Stellungnahme benötigen wir noch Ihre detaillierte Realisierungspla-
nung. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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I. 
Behörden und sonstige 
Träger öffentlicher Be-
lange 

Stellungnahme Ergebnis der Prüfung, 
Abwägungsvorschlag 

Maßgebend sind nicht die aus den Planunterlagen abgeleiteten Werte, sondern 
die in der Örtlichkeit tatsächlich vorhandenen Abstände bzw. Höhen. Dies bezieht 
sich auch auf die Richtigkeit des Bahnstromleitungsverlaufes. 
 
Übernehmen Sie bitte in den Bebauungsplan als Festsetzungen: 
 

1. Die endgültigen Bauausführungspläne sind rechtzeitig bei uns zur Prüfung 
und Zustimmung (vorgeschriebene Sicherheitsabstände) einzureichen. Die 
Höhenangaben zur Oberkante der Bauwerke sind darin auf Meter über NN 
zu beziehen. Der Abstand der Bauwerke zur Leitungsachse ist anzugeben. 
 

2. Kranstandorte dürfen nur so gewählt werden, dass der Kran zu keinem Zeit-
punkt in die Bahnstromleitung fallen kann. Ein Überschwenken der 
Bahnstromleitung mit dem Kranausleger sowie allen An-/ und Aufbauten des 
Krans darf zu keinem Zeitpunkt stattfinden. 
 

3. Im Rahmen der Planung von Beleuchtungs-, Lärmschutz- und Beregnungs-
anlagen ist die Einwilligung der DB Energie einzuholen. 
 

4. Im Bereich des Schutzstreifens müssen die Abstände gem. DIN VDE 0210 
und DIN VDE 0105 eingehalten werden. 
 

5. Die Standsicherheit der Maste muss gewahrt bleiben. In einem Radius von 
10 Metern von der Fundamentkante aus gesehen, dürfen keine Abtragungen 
bzw. Aufschüttungen von Erdreich durchgeführt werden. 
 

6. Aufschüttungen, Abtragungen oder sonstige Maßnahmen, die das Erdniveau 
erhöhen, dürfen innerhalb des Schutzstreifens nur mit Zustimmung der DB 
Energie GmbH vorgenommen werden. Dies gilt auch für die Dauer von Bau-
maßnahmen. 
 

7. Die Zufahrt zu den Maststandorten der Bahnstromleitung mit LKW muss je-
derzeit gewährleistet sein. Es muss damit gerechnet werden, dass die Lei-
terseile für Instandhaltungs- und Umbauarbeiten abgelassen werden müs-
sen. Die Begehbarkeit des Schutzstreifens für Instandhaltungsarbeiten an 

Kenntnisnahme. 
 
 
 
Die vorgebrachten Hinweise werden als Ergän-
zung zu den bereits bestehenden Hinweisen im 
Textteil des rechtskräftigen Bebauungsplanes 
mit in den Textteil der 2. Änderung aufgenom-
men. 
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I. 
Behörden und sonstige 
Träger öffentlicher Be-
lange 

Stellungnahme Ergebnis der Prüfung, 
Abwägungsvorschlag 

der Bahnstromleitung muss jederzeit gewährleistet sein. Eine Umzäunung 
von Maststandorten ist nicht zulässig. 
 

8. Die im Erdreich befindlichen Erdungsbänder (Bandeisen) dürfen nicht be-
schädigt werden. 
 

9. Bitte beachten Sie, dass bei dem Bauvorhaben Arbeitsgeräte wie Kran, Au-
tokran, Bagger etc. nur bedingt zum Einsatz kommen können. Eine Prüfung 
und eine Freigabe durch die DB Energie ist erforderlich. Die zur Prüfung ein-
gereichten Unterlagen sollten einen Lageplan, EOK Höhen, Höhen der Ar-
beitsgeräte in Meter über NN und Abstände zur Trassenachse beinhalten. 
 

10. Für den Fall, dass Antennen, Blitzableiter, Reklametafeln, und ähnliches an-
gebracht werden, sind diese extra von der DB Energie GmbH zu genehmi-
gen. 
 

11. Eventuell im Leitungsschutzstreifen zu pflanzenden Gehölze sind im Beneh-
men der DB Energie zulässig. 
 

12. Im Übrigen verweisen wir auf die von der 110-kV-Leitung ausgehenden 
Feldemissionen - elektrische und magnetische - Felder. Die Beurteilung der 
Felder erfolgt nach der 26. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes. (Verordnung über elektromagnetische Felder) - 
26.BImSchV - vom 26.02.2016. Darin sind Schutz- und Vorsorgegrenzwerte 
für elektrische und magnetische Felder festgelegt, die dort einzuhalten sind, 
wo sich Menschen nicht nur vorübergehend aufhalten 
 

13. Wir weisen zu den Messungen der elektrischen Felder darauf hin, dass die 
110-kVBahnstromleitungen mit 16,7 Hz betrieben werden. Die Vorsorge-
grenzwerte für die magnetische Feldstärke nach der „Verordnung über elekt-
romagnetische Felder“ – 26. BImSchV vom 26.02.2016, betragen umgerech-
net auf 16,7 Hz 300 T für die ganztägige Einwirkdauer auf Personen. Diese 
Grenzwerte werden im Einwirkungsbereich der Leitung bei weitem nicht er-
reicht. Bei Fragen hinsichtlich der elektromagnetischen Felder wenden Sie 
sich bitte an den Ersteller dieser Stellungnahme. 
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I. 
Behörden und sonstige 
Träger öffentlicher Be-
lange 

Stellungnahme Ergebnis der Prüfung, 
Abwägungsvorschlag 

14. Darüber hinaus ist mit einer Beeinflussung von Monitoren, medizinischen 
Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische Felder empfindlich re-
agierenden Geräten zu rechnen. Auch eine Beeinträchtigung des Funk- und 
Fernsehempfanges ist möglich. 
 

15. Wir bitten dies bei der Abwägung besonders zu berücksichtigen und regen 
an, im Erläuterungsbericht unter „Nutzungskonflikte“ den gekennzeichneten 
Text mit aufzunehmen. 
 

16. Im Übrigen werden wir unsere Belange ggf. im Zuge des Baugenehmigungs-
verfahrens ausführlich darlegen. 
 

17. Erfahrungsgemäß führt die in der Öffentlichkeit geführte Diskussion über die 
möglichen Folgen der Feldeinwirkung auf Menschen und der damit verbun-
denen Verunsicherung zu Vorbehalten bei der Kaufentscheidung von Grund-
stücken, sowie bei der späteren Nutzung von Gebäuden, wenn diese sich 
innerhalb des Leitungsbereiches befinden. 

 
Wir bitten nachdrücklich um Beachtung und Einhaltung unserer Auflagen aus die-
sem Schreiben. 
 

 

 
 
Von Seiten der Öffentlichkeit sind keine Äußerungen, Erörterungen und sonstige Stellungnahmen zu dem Bebauungsplan eingegangen. 
 
 
 
Schlierbach, den 27.06.2022 
 
 
  
Krötz 
Bürgermeister 





GEMEINDE SCHLIERBACH 
 

BEBAUUNGSPLAN 
„Gewerbegebiet Beim Schopf, 

2. Änderung“ 
  
 

TEXTTEIL (Teil B) 
I. BEBAUUNGSPLAN 
II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 

SATZUNG 
  
 
Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB: 28.03.2022 
 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom: ..…….. 
 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB: ..…….. bis ..…….. 
 
Feststellung des Entwurfes und Auslegungsbeschluss: 28.03.2022 
 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom: 31.03.2022 
 
Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB: 11.04.2022 bis 11.05.2022 
 
Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB: 27.06.2022 
 
 
 
 
 
 
Ausgefertigt: 
Der textliche und zeichnerische Inhalt des Bebauungsplanes stimmt mit dem 
Satzungsbeschluss überein. Die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 
Verfahrensvorschriften wurden beachtet. 
 
Schlierbach, den ……………………….. ……………..……… 
 Krötz (Bürgermeister) 
Durch ortsübliche Bekanntmachung am: …………… 
ist der Bebauungsplan gem. § 10 BauGB in Kraft getreten.  
 
  
 
Plandatum: 27.06.2022 
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I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
Bebauungsplan „Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. Änderung“ (nach § 9 BauGB) 
 
 
Rechtsgrundlagen: 
 
- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 
(BGBl. I S. 4147). 
 

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetztes vom 14. 
Juni 2021 (BGBl. I S. 1802). 
 

- Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802). 
 

- Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 
2000, 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02. Dezember 
2020 (GBl. S. 1095, 1098). 

 
 
 
Die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans Gewerbegebiet „Änderung und 
Erweiterung beim Schopf“, rechtskräftig seit 02.10.2009 (siehe Anlage) sind Bestandteil des 
Bebauungsplans „Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. Änderung“ und bleiben mit Ausnahme der 
folgenden Änderungen bzw. Ergänzungen unberührt. Die Änderungen im zeichn. Teil sind rot 
markiert. 
 
 
 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB, i.V.m. § 16-21a BauNVO) 
 

  
Höhe der baulichen Anlage 
 
Die im Plan festgesetzten Gebäudehöhen dürfen mit Anlagen zur Nutzung der 
Solarenergie um max. 1,0 m überschritten werden. Dabei ist mit den Anlagen 
ein Rücksprung von der Gebäudeaußenkante von 1,0 m einzuhalten. 
 

 
 
 
2. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) 20 BauGB) 
 

  
A6 Dachbegrünung (Pfg 5) 
 
Auf die Festgesetzte Dachbegrünung kann in Bereichen mit einer 
festgesetzten maximalen Gebäudehöhe von 20,0 m verzichtet werden, wenn 
der entfallende Anteil der Dachbegrünung auf anderen Gebäudeteilen 
entsprechend ausgeglichen werden kann. 
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II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
zum Bebauungsplan „Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. Änderung“ (nach § 74 LBO) 
 
 
Rechtsgrundlagen: 
 
- Die Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 5. März 2010 

(GBl. S. 357, 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 313) 
 
- Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 

2000, 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02. Dezember 
2020 (GBl. S. 1095, 1098). 

 
 
 
Die örtlichen Bauvorschriften des Bebauungsplans Gewerbegebiet „Änderung und Erweiterung 
beim Schopf“, rechtskräftig seit 02.10.2009 (siehe Anlage) sind Bestandteil des Bebauungsplans 
„Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. Änderung“ und bleiben unberührt. 
 
 
 
 

III. HINWEISE 
zum Bebauungsplan „Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. Änderung“ 
und zu den örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan „Gewerbegebiet Beim Schopf, 
2. Änderung“ 
 
 
 
Die Hinweise zum Bebauungsplan Gewerbegebiet „Änderung und Erweiterung beim Schopf“, 
rechtskräftig seit 02.10.2009 (siehe Anlage) sind Bestandteil des Bebauungsplans 
„Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. Änderung“ und bleiben mit folgenden Ergänzungen unberührt. 
 
 
1. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans, verläuft eine planfestgestellte 110 kV Bahnstrom-

leitung. Die Leitung verfügt über einen Annäherungsbereich von 60 m (je 30 m beiderseits 
der Trassenachse). Bei Planungen und Baumaßnahmen im Umfeld der Bahnstromleitung 
ist die Deutsche Bahn AG frühzeitig zu beteiligen, da hier bei der Bauausführung ggf. 
Bedingungen zur sicheren Durchführung des Bau- sowie Bahnbetriebes zu beachten sind. 
Dies gilt sowohl für eine Beteiligung als Angrenzer sowie im Rahmen einer Fachanhörung 
gemäß Landesbauordnung Baden-Württemberg als auch für genehmigungsfreie Bauvor-
haben, bei denen die Beteiligung direkt durch den Bauherrn zu erfolgen hat. 
Da auch bahneigene Kabel und Leitungen außerhalb von Bahngelände verlegt sein können, 
ist rechtzeitig vor Beginn der Maßnahme eine Kabel- und Leitungsprüfung durchzuführen. 
 

2. Die endgültigen Bauausführungspläne sind rechtzeitig zur Prüfung und Zustimmung 
(vorgeschriebene Sicherheitsabstände) einzureichen. Die Höhenangaben zur Oberkante der 
Bauwerke sind darin auf Meter über NN zu beziehen. Der Abstand der Bauwerke zur 
Leitungsachse ist anzugeben. 
 

3. Kranstandorte dürfen nur so gewählt werden, dass der Kran zu keinem Zeitpunkt in die 
Bahnstromleitung fallen kann. Ein Überschwenken der Bahnstromleitung mit dem Kran-
ausleger sowie allen An-/ und Aufbauten des Krans darf zu keinem Zeitpunkt stattfinden. 
 

4. Im Rahmen der Planung von Beleuchtungs-, Lärmschutz- und Beregnungsanlagen ist die 
Einwilligung der DB Energie einzuholen. 
 

5. Im Bereich des Schutzstreifens müssen die Abstände gem. DIN VDE 0210 und DIN VDE 
0105 eingehalten werden. 
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6. Die Standsicherheit der Maste muss gewahrt bleiben. In einem Radius von 10 Metern von 
der Fundamentkante aus gesehen, dürfen keine Abtragungen bzw. Aufschüttungen von 
Erdreich durchgeführt werden. 
 

7. Aufschüttungen, Abtragungen oder sonstige Maßnahmen, die das Erdniveau erhöhen, 
dürfen innerhalb des Schutzstreifens nur mit Zustimmung der DB Energie GmbH 
vorgenommen werden. Dies gilt auch für die Dauer von Baumaßnahmen. 
 

8. Die Zufahrt zu den Maststandorten der Bahnstromleitung mit LKW muss jederzeit 
gewährleistet sein. Es muss damit gerechnet werden, dass die Leiterseile für 
Instandhaltungs- und Umbauarbeiten abgelassen werden müssen. Die Begehbarkeit des 
Schutzstreifens für Instandhaltungsarbeiten an der Bahnstromleitung muss jederzeit 
gewährleistet sein. Eine Umzäunung von Maststandorten ist nicht zulässig. 
 

9. Die im Erdreich befindlichen Erdungsbänder (Bandeisen) dürfen nicht beschädigt werden. 
 

10. Bitte beachten Sie, dass bei dem Bauvorhaben Arbeitsgeräte wie Kran, Autokran, Bagger 
etc. nur bedingt zum Einsatz kommen können. Eine Prüfung und eine Freigabe durch die 
DB Energie ist erforderlich. Die zur Prüfung eingereichten Unterlagen sollten einen 
Lageplan, EOK Höhen, Höhen der Arbeitsgeräte in Meter über NN und Abstände zur 
Trassenachse beinhalten. 
 

11. Für den Fall, dass Antennen, Blitzableiter, Reklametafeln, und ähnliches angebracht werden, 
sind diese extra von der DB Energie GmbH zu genehmigen. 
 

12. Eventuell im Leitungsschutzstreifen zu pflanzenden Gehölze sind im Benehmen der DB 
Energie zulässig. 
 

13. Im Übrigen verweisen wir auf die von der 110-kV-Leitung ausgehenden Feldemissionen - 
elektrische und magnetische - Felder. Die Beurteilung der Felder erfolgt nach der 26. 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. (Verordnung über 
elektromagnetische Felder) - 26.BImSchV - vom 26.02.2016. Darin sind Schutz- und 
Vorsorgegrenzwerte für elektrische und magnetische Felder festgelegt, die dort einzuhalten 
sind, wo sich Menschen nicht nur vorübergehend aufhalten 
 

14. Wir weisen zu den Messungen der elektrischen Felder darauf hin, dass die 110-
kVBahnstromleitungen mit 16,7 Hz betrieben werden. Die Vorsorgegrenzwerte für die 
magnetische Feldstärke nach der „Verordnung über elektromagnetische Felder“ – 26. 
BImSchV vom 26.02.2016, betragen umgerechnet auf 16,7 Hz 300 T für die ganztägige 
Einwirkdauer auf Personen. Diese Grenzwerte werden im Einwirkungsbereich der Leitung 
bei weitem nicht erreicht. Bei Fragen hinsichtlich der elektromagnetischen Felder wenden 
Sie sich bitte an den Ersteller dieser Stellungnahme. 
Darüber hinaus ist mit einer Beeinflussung von Monitoren, medizinischen Untersuchungs-
geräten und anderen auf magnetische Felder empfindlich reagierenden Geräten zu rechnen. 
Auch eine Beeinträchtigung des Funk- und Fernsehempfanges ist möglich. 
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IV. BEGRÜNDUNG 

zum Bebauungsplan „Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. Änderung“ 
und den örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan „Gewerbegebiet Beim Schopf, 2. 
Änderung“ 
 

1 Planerfordernis, Ziele und Zwecke der Planung 

Die Gemeinde Schlierbach hat im Jahr 2010 das Gewerbegebiet „Beim Schopf“ am östlichen 
Ortsrand von Schlierbach erschlossen und mit Gewerbebetrieben aufgesiedelt. Die Grundstücke 
unmittelbar an die B 297 angrenzend wurden dabei an die Firma Elero veräußert. Diese hat in 
einem ersten Bauabschnitt Produktionsanlagen mit Lagerflächen und ein Verwaltungsgebäude 
auf dem Grundstück errichtet. 

Aufgrund der positiven Entwicklung des Betriebes sollen nun die Produktionsanlagen sowie 
insbesondere die Lagerflächen erweitert werden. Zu diesem Zweck soll östlich an die bestehende 
Produktionshalle angrenzend im Sinne eines sparsamen Umgangs mit der Ressource Boden ein 
Hochregallager errichtet werden. 

Das geplante Gebäude weißt eine Höhe von 20 m auf. Dies steht jedoch im Gegensatz zu den 
Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplanes, welcher eine maximale Gebäudehöhe von 
16,5 m in diesem Bereich vorsieht. Um das geplante Vorhaben zu ermöglichen ist daher eine 
punktuelle Änderung des bestehenden Bebauungsplanes erforderlich. 

Durch das Bebauungsplanverfahren wird gewährleistet, dass öffentliche und private Belange 
gerecht gegeneinander und untereinander abgewogen werden. 

 

2 Bestehendes Planungsrecht 

2.1 Innerhalb des Plangebietes 

Für das Plangebiet besteht der Bebauungsplan Gewerbegebiet „Änderung und Erweiterung beim 
Schopf“ mit Rechtskraft vom 02.10.2009 sowie „Gewerbegebiet Beim Schopf, 1. Änderung“ mit 
Rechtskraft vom 23.09.2016. 

Die Flächen des aktuellen Plangebietes sind als Gewerbegebiet festgesetzt. 

 

3 Lage/Abgrenzung des Plangebietes 

Das Gebiet befindet sich im Osten des Gemeindegebietes und umfasst ca. 2,6 Hektar. Es wird 
im Osten durch die freie Ackerflur begrenzt. Die nördliche Abgrenzung wird durch die B 297 und 
westliche Abgrenzung durch die Maybachstraße gebildet. 

Die genaue Abgrenzung des Bebauungsplanes ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil zum 
Bebauungsplan. 

 

4 Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren 

Durch die punktuelle Änderung des Bebauungsplanes werden die Grundzüge der Planung nicht 
berührt. Mit dem Bebauungsplan wird keine Zulassung für ein Vorhaben begründet, das einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegt. Ebenfalls bestehen keine 
Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB genannten Schutzgüter. 

Der Bebauungsplan wird deshalb im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB, d.h. ohne 
frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 (1) und § 4 (1) BauGB und ohne Umwelt-
prüfung und Umweltbericht durchgeführt. 
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5 Auswirkungen der Planung 

Durch die Anhebung der maximal zulässigen Gebäudehöhe in einem schmalen Teilbereich des 
Gebietes mit Anpassung der Bezugshöhe kann ein Baukörper entstehen, welcher die sonst im 
Gebiet zulässigen Höhen deutlich sichtbar übersteigt. Durch die Einbettung des geplanten 
Hochregallagers innerhalb eines bereits bestehenden bzw. noch zu errichtenden 
Gebäudebestandes sind die unmittelbaren Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild 
jedoch eher gering, da das Gebäude sich nur in einem schmalen Teilbereich in der Höhe abhebt. 

Darüber hinaus gibt der bestehende Bebauungsplan vor, dass mind. 35 % der jeweiligen 
Dachflächen zu begrünen sind. Da im Bereich des Hochregallagers eine solche Dachbegrünung 
aus bautechnischer Sicht nur schwer umzusetzen ist, wird die Festsetzung dahingehend 
geändert, dass die entfallende Dachbegrünung auf anderen Gebäudeteilen ausgeglichen werden 
kann. Somit soll der Flächenanteil mit Dachbegrünung insgesamt erhalten bleiben. 

 

6 Städtebauliche Kenndaten 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst 26.620 m² (ca. 2,6 ha). 
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